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Programm
Freitag, 22. März 2019
Marina Forum Regensburg
18.30 Uhr : Eröffnung und Begrüßung
Rechtsanwalt Prof. Dr. Jan Bockemühl
Vorsitzender der Initiative Bayerischer Strafverteidigerinnen und Strafverteidiger e.V. 

Eröffnungsvortrag
Rechtsanwalt Prof. Dr. Werner Beulke, Passau
»Psychologie des Strafverfahrens« 
Rechtsanwalt Prof. Dr. Werner Beulke war bis 2011 Inhaber des Lehrstuhls für Strafrecht, 
Strafprozessrecht sowie Kriminologie an der Universität Passau und ist seitdem als  
Strafverteidiger tätig.

anschließend: Empfang für die Gäste & Teilnehmer*innen des Strafverteidigertages 
im Foyer des Marina-Forums

Samstag, 23. März 2019
Marina Forum Regensburg & historisches Salzstadel

9.00 - 12.30 & 14.00 - 17.00 Uhr
Arbeitsgruppen 
18.00 Uhr - Aktuelles aus Europa (historisches Salzstadel)
18.30 Uhr - Historischer Vortrag (historisches Salzstadel)
20.00 Uhr - Strafverteidiger*innen Kino: Voruntersuchung (Ostentor Kino)
ab 21.00 Uhr - Abendveranstaltung

Sonntag, 24. März 2019
Marina Forum Regensburg
10.00 - 12.30 Uhr
Schlussdiskussion
Thema und Besetzung werden noch bekanntgegeben

Psychologie des  
Strafverfahrens
43. Strafverteidigertag * Regensburg * 22. bis 24. März 2019



psychologie des 
strafverfahrens
Im gleichen Maße, in dem das Strafrecht klassisches Subordinationsrecht ist, 
das den/die Verurteilte/n unter die strafende Macht des Staates zwingt, stellt 
sich auch der Strafprozess als formalisiertes Macht-Ohnmacht-Verhältnis dar. 
Dabei wird Macht symbolisch repräsentiert durch eine formalisierte Kleider- 
und Sitzordnung, festgelegte Verhaltensrituale (Aufstehen), eine exklusive 
Sprache und mitunter auch ganz konkret durch die Beschuldigtenvorführung 
in Hand- oder Fußfesseln. 

Zugleich besitzt die ›Form‹ des Verfahrens auch freiheitsschützende Aspekte: 
Strafprozessuale Regeln dienen auch dazu, die Suche nach einer ›materiellen 
Wahrheit‹ gegen die Verzerrungen abzusichern, die das evidente Ungleichver-
hältnis zwischen Beschuldigten einerseits, Anklage- und Ermittlungsbehörden 
sowie Gericht andererseits zwangsläufig mit sich bringt. Denn Beschuldigten- 
rechte sind kein Zugeständnis der Macht an den Ohnmächtigen, sondern eine 
funktionale Notwendigkeit zur Ermittlung der (notwendig beschränkten) straf-
prozessualen Wahrheit. 

Aus diesem Spannungsfeld heraus erwächst ein zentrales Argument für den 
Schutz und Ausbau von Beschuldigten- und Verteidigungsrechten im Strafpro-
zess: Denn nur, wo der/die Beschuldigte über wirkungsvolle Rechte und ef-
fektive Möglichkeiten zur Gegenwehr verfügt, macht das Strafverfahren unter 
dem Vorzeichen der ›Wahrheitssuche‹ überhaupt Sinn; indem er seine Rechte 
wahrnimmt, sichert der Beschuldigte das gegen ihn geführte Verfahren. Ein 
Abbau dieser Rechte geht zwangsläufig einher mit der Delegitimierung des 
Anspruchs, eine materielle ›Wahrheit‹ mithilfe des Verfahrens zu ermitteln. 
Es bliebe vom Strafprozess wenig mehr als die Demonstration von Macht als 
juristische Folklore.

Die Beschäftigung mit der ›Psychologie des Strafverfahrens‹ soll sich daher 
nicht alleine auf Fragen symbolischer Interaktion von Prozessbeteiligten oder 
die Feinheiten der Aussage- und Vernehmungspsychologie beschränken, 
sondern vielmehr den gesamten Prozess der justiziellen Wahrheitsproduktion 
umfassen, in dessen Verlauf der/die Beschuldigte zuerst unter die ermittelte 
›Wahrheit‹ der Ermittlungsbehörden, sodann unter die prozessuale ›Wahrheit‹ 
des Gerichts und schließlich unter die ganz konkrete Wirklichkeit der Rechts-
folgen gezwungen wird. 



eins   

Selbstbild und Fremdbild der Strafverteidigung 
im Strafprozess

Der Fall Mollath, der Fall Peggy – 
zahlreiche Strafverfahren in den ver-
gangenen Jahren haben einer breiten 
Öffentlichkeit Unzulänglichkeiten 
unseres Strafjustizsystems aufgezeigt. 
Die (fehlende) Kritikkultur der Justiz 
nach diesen Fehlurteilen wurde offen-
sichtlich. Dabei waren es auch die 
Strafverteidiger*innen, die Teil dieser 
Fehlurteile waren! Selbstreflexion 
und Selbstkritik ist auch unter Straf-
verteidiger*innen selten. 

Die AG soll durch eine kritische 
Außenansicht der Akteure im Straf-
verfahren und durch eine kritische 
Eigenbetrachtung eine objektive 
Selbsteinschätzung ermöglichen. Die 
Selbstreflexion wird Verbesserungs-
möglichkeiten von Verteidigung 
aufzeigen. Qualitätssicherung und 
-verbesserung ist nicht zuletzt mit 
Blick auf die Europarichtlinie RL 
2016/1919 (Qualitätskontrolle) von 
entscheidender Bedeutung. 

Die Referent*innen werden sich wei-
ter mit dem Problem beschäftigen, 
dass Verteidiger*innen sowohl von 
der Öffentlichkeit als auch von den 
Gerichten als Störfaktor angesehen 
werden und die Gründe dafür aufzei-
gen. Vordergründig wird Verteidiger-
verhalten für die vermeintlich lange 

Dauer von Strafverfahren verantwort-
lich gemacht. Der Ruf nach einer 
Einschränkung von Beweisantrags-
rechten, Befangenheitsrechten und 
Besetzungsrügen wird als mögliche 
Lösung propagiert – ohne allerdings 
die tatsächlichen (Fehler-)Quellen zu 
benennen. Das inquisitorische Pro-
zessmodell fördert diese Situation. 
Aufgrund der Aufklärungspflicht des 
Gerichts entsteht seitens Außenste-
hender der Eindruck, dass der/die 
Verteidiger*in notwendiges Übel ist, 
letztlich aber nicht gebraucht wird. 

Referent*innen: 

• VRiOLG Dr. Manfred Dauster,  
OLG München

• Rechtsanwalt Prof. Dr. Stefan  
König, Berlin

• Beate Lakotta, Journalistin,  
Der Spiegel, Hamburg

• MinDir a.D. Marie Luise Graf- 
Schlicker, Berlin

• Dr. Peter Winckler, Gerichtsgutachter, 
Forensischer Psychiater, Tübingen 

Moderation: 
Rechtsanwältin Ricarda Lang,  
München



zwei 
Interaktion im 
Strafverfahren
 
Die AG wird sich mit psychologischen 
und soziologischen Aspekten der 
Interaktion von Verfahrensbeteiligten 
beschäftigen, um einerseits Mechanis-
men zu verstehen und zu erkennen, um 
sie andererseits für unsere Arbeit nutz-
bar zu machen.

Soziologie: Interaktionsanalyse  
(PD Dr. Daniela Böhringer)
Die strategische Interaktionsforschung 
in der Soziologie beschäftigt sich mit 
Ablauf- und Organisationsstrukturen 
spezifischer Kommunikationsformen. 
Dazu gehört nicht nur die Frage nach 
Strategien eventuell dominierender 
Interaktionspartner (Richter), auch die 
Besonderheit der Kommunikations-
struktur, Störungen und Beeinträchti-
gungen des Argumentationsschemas 
sowie Hierarchiegefüge und der Be-
griff der Wahrheitssuche auf kommu-
nikativ-konsensueller Ebene geraten 
ins Blickfeld. Wir beschäftigen uns 
mit der Erkennung von Interaktions-
strategien im Strafprozess und deren 
Anwendung und Nutzung für die Ver-
teidigung.

Psychologie: Urteilsheuristik,  
-verzerrung und -fehler  
(Dipl.-Psych. Alica Mohnert &  
PD Dr. Daniel Oliver Effer-Uhe)
Fehler und Stolpersteine in der Inter-
aktion der Verfahrensbeteiligten 
können sich für den Angeklagten 
gravierend auswirken. Neben der 
Darstellung und Analyse solcher Ge-
fahrenquellen geht es um die prakti-
sche Anwendung z.B. beim Aufbau 

des Plädoyers, bei Strafmaßforderun-
gen, statistischen Fehlschlüssen und 
beim Auftreten des Angeklagten.

Psychologie: Macht und Ohnmacht 
in der Hauptverhandlung  
(Prof. Dr. Jürgen Hardeck)
Ohnmacht als das Gefühl von Hilf-
losigkeit und mangelnden Einfluss-
möglichkeiten im Verhältnis zu den 
objektiven Notwendigkeiten kann mit 
Angst, Wut und Frustration einher-
gehen. Keiner will ›ohne Macht‹ sein. 
Die Ohnmacht des Mandanten, die 
eigene Ohnmacht und die Ohnmacht 
des Gerichts zu erkennen, darauf 
zu reagieren und aus der Passivi-
tät herauszufinden, gewährleistet 
eine erfolgreiche Verteidigung. Die 
psychologischen Grundlagen hierfür 
werden in diesem Referat dargestellt 
und erläutert.

Rechtswissenschaft: Notfallkoffer 
und andere Beschlussvorlagen als 
Interaktionsverhinderer - Dialogrefe-
rat mit einem Richter und einer Ver-
teidigerin (VRiOLG Lars Bachler & RAin 
Andrea Groß-Bölting)
Fortbildungen für Richter, in denen 
Formulare für den Umgang mit mög-
lichst vielen denkbaren Anträgen 
der Verteidigung angeboten werden, 
scheinen zunehmend einen größeren 
Kreis von Teilnehmern zu erreichen. 
Immer häufiger begegnen Verteidiger 
in ihrer Arbeit den gleichen inhalts-
leeren Beschlusshülsen als Antwort 
auf ihre Anträge. Damit wird eine 
echte Interaktion verhindert. Warum 
meinen Richter, darauf angewiesen 
zu sein? Wie reagiert man als Vertei-
diger darauf? Welche Weichen wer-
den durch die Benutzung der Formulare 
für den Prozess gestellt?



Referent*innen:

• VRiOLG Lars Bachler, OLG Düsseldorf 

• PD Dr. Daniela Böhringer, Universität Osnabrück

• PD Dr. Daniel Oliver Effer-Uhe, Köln

• Rechtsanwältin Andrea Groß-Bölting, Wuppertal

• Prof. Dr. Jürgen Hardeck, Mainz

• Dipl.-Psych. Alica Mohnert, Universität Köln

Moderation: 
Rechtsanwalt Georg Schulze, Bielefeld

drei
Erleben, Verstehen, Voraussehen – 
Verteidiger*innen-Verhalten reflektieren
Die Teilnehmerzahl ist auf 30 Perso-
nen begrenzt. Ein AG-Wechsel wäh-
rend des Tages ist nicht erwünscht. 
Interessent*innen melden sich bitte 
vorab und verbindlich für die AG an. 
Es erfolgt eine Anmelde- bzw. Teil-
nahmebestätigung.   

Die Konzeption der Veranstaltung 
wurde durch jährliche Evaluationen 
stets weiterentwickelt. Es kann nicht 
mehr nur das Rollenverhalten in der 
Hauptverhandlung, sondern in der 
gesamten Interaktion ab Erstgespräch 
reflektiert werden. Das darstellende 
Spiel und das szenische Verstehen 
wird auch Situationen im Richterzim-
mer, zwischen Beteiligten in Unter-

brechungen und mit dem Mandanten 
im Büro oder in der JVA thematisie-
ren. »Getragen und gestaltet wird die 
Rechtsprechung (und Rechtsfindung; 
A.M.) von Menschen mit ihren Stär-
ken und Schwächen, die den Betei-
ligten keineswegs verborgen bleiben 
und (…) auch gar nicht verborgen 
werden sollten« (Dieterich, T.; Richter-
leben; BWV; 2016). 

Referent*innen: 

• Sarah Eger, Theaterpädagogin/ Pro-
jektkoordinatorin, Sinus - Büro für Kom-
munikation

• Rechtsanwalt Andreas Mroß, Lübeck 

• Swantje Nölke, Theaterpädagogin, Pro-
jektleitung, kulturinitiative zwenkau e.V. 
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vier 
Pranger 3.0
Das öffentliche Klima hat sich in den 
letzten Jahren dramatisch in Rich-
tung Sicherheit verschoben. Politiker 
fordern eine »neue Sicherheitsarchi-
tektur« (de Maizière), die Justiz wird 
allenthalben als »zu lasch« kritisiert. 
Neue Systeme der Überwachung und 
Ingewahrsamnahme von ›Gefährdern‹ 
werden etabliert. Die grundlegende 
Bedeutung der Grund- und Men-
schenrechte für unseren Rechtsstaat 
gerät zunehmend ins Abseits. Dies 
gilt in besonderer Weise für die Rech-
te von Angeklagten durch die Ver-
schiebung des täterorientierten hin 
zum opferorientierten Strafverfahren. 
Der/die Angeklagte sieht sich nicht 
nur mit der Allmacht der Strafverfol-
gungsbehörden konfrontiert, sondern 
mit der fortlaufenden Besserstellung 
der Nebenklagerechte.

Insbesondere in Sexualstraf- und 
Missbrauchsverfahren findet sich der/
die Angeklagte als bloßes Objekt von 
Publikum und Medien wieder. Schon 
bei Vorführung in den Gerichtssaal 
werden Angeklagte von der Presse 
massiv bedrängt; in der Boulevard-
presse werden sie unverpixelt zur 
Schau gestellt; in den Netzwerken 
tobt sich der Mob aus. Man fühlt sich 
an die Zeiten des Prangers erinnert.

Von dieser Entwicklung bleibt die 
Strafverteidigung nicht unberührt. 
Verteidiger*innen werden in den 
Netzwerken beschimpft, es wird öf-
fentlich verlangt, dass sie in Mord-/
Vergewaltigungs-/Missbrauchsver-
fahren das Mandat niederlegen oder 
ein lebenslänglich mit anschließender 

Sicherungsverwahrung akzeptieren, 
anstatt in die Revision zu gehen - bis 
hin zu massiven Drohungen gegen 
die/den Verteidiger*in.

- Wie wirkt sich diese Entwicklung 
auf das Strafrecht von heute und 
morgen aus? 

- Welche Möglichkeiten haben Straf-
verteidiger/innen, das Recht des 
Angeklagten auf Verteidigung (Art.6 
EMRK) zu verteidigen?

- Ist das in der Konvention verbriefte 
Recht des Angeklagten auf ein faires 
Verfahren noch gewährleistet?

- Sollen Verteidiger stärker als bisher 
die öffentliche Auseinandersetzung 
suchen und die Medien nutzen? 

- Welche Rolle können die Berufsorga-
nisationen wahrnehmen?

Referent*innen:

• Rechtsanwalt Prof. Dr. Jörg Arnold, 
Forschungsgruppenleiter am Max- 
Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht, Freiburg - zu 
den aktuellen Veränderungen im Straf-
verfahren

• Prof. Daniela Klimke, Hamburg - zur 
Einwirkung der gesamtgesellschaft-
lichen Entwicklung auf das Strafverfah-
ren (siehe z.B. Die Zeit 08/17 »Wie die 
Opfer von Sexualverbrechen zu gesell-
schaftlichen Favoriten wurden«)

• RiLG Wolfgang Kronthaler,  
Freiburg, Berichterstatter im sog. Drei-
sam-Mordprozess - Wie geht die Straf-
justiz mit dem öffentlichen Druck um? 

• Wiebke Ramm, Journalistin,  
Berichterstatterin für die SZ im 
NSU-Verfahren, Gerichtsreporterin für 
Spiegel Online - zur Rolle der Medien 

• Rechtsanwalt Prof. Dr. Ulrich  
Sommer, Köln - zu neuen Herausfor-
derungen an den Strafverteidiger 

Moderation: 
Rechtsanwalt Michael Moos,  
Freiburg



fünf 
Abschied von der  
Wahrheitsfindung?
Idealerweise soll der Strafprozess 
bei gleichzeitiger Wahrung der Be-
schuldigtenrechte Wahrheitsfindung 
betreiben und einen strafrechtlich 
relevanten Sachverhalt aufklären. 
Doch rückt dieses Ziel aufgrund von 
Änderungen im materiellen Recht 
und im Prozessrecht sowie aufgrund 
eines sich verändernden Zeitgeistes 
in immer weitere Ferne: 

Die Vorverlagerung von Straf-
barkeit bei ›Terrorverfahren‹, die 
Konzentration auf den subjektiven 
Tatbestand (›Nein-heißt-Nein!‹), die 
Schaffung immer neuer, kaum noch 
zu umgrenzender Straftatbestände 
(§§ 184 j, 89 a-c StGB), die Verwi-
schung der Grenze von Polizeirecht 
und Strafrecht (BayPolAufgG) sowie 
die Implementierung des ›Deals‹ in 
das Prozessrecht, die Stärkung der 
Nebenklage und der Rolle des ›Op-
ferzeugen‹, die schrittweise Abkehr 
vom Mündlichkeitsgrundsatz durch 
Stärkung der Verlesungsvorschriften 
und die V-Mann-Problematik stellen 
die Grundsätze des rechtsstaatlichen 
Verfahrens in Frage und erschweren 
maßgeblich die ›Wahrheits‹findung.

Hinzu kommt, dass der reaktionäre 
Zeitgeist grundlegende Errungen-
schaften des demokratischen Rechts-
staats in Zweifel zieht, während es 
für eine engagierte Verteidigung, die 
sich auf die Unschuldsvermutung 
stützt, immer schwerer wird, sich 
durchzusetzen.

Stimmt diese Zustandsbeschreibung? 
Und was bedeutet dies für unsere 

Arbeit als Strafverteidiger*innen? Kom-
men wir mit unserem üblichen Rüst-
zeug eigentlich in Zukunft noch weiter? 
Müssen wir uns auch selbst in unserem 
täglichen Handeln neu aufstellen?

Referent*innen:

• Dr. Oliver Harry Gerson - Mitarbeiter 
& Habilitant am Lehrstuhl Prof. Esser, 
Universität Passau. Er hat sich grund-
legend mit dem Begriff der Wahrheit 
sowie mit der wahrnehmungslenkenden 
Funktion der Sprache im Strafprozess 
befasst. Er weist nach, welchen Ein-
fluss auf das Endergebnis bereits die 
(oft unbewusst gewählte) Verwendung 
bestimmter Begrifflichkeiten im Straf-
prozess hat.

• Prof. Dr. Luise Greuel - Rektorin der 
Hochschule für öffentliche Verwaltung 
Bremen. Sie ist als Aussagepsychologin 
bundesweit forensisch tätig. Sie wird 
zur Rolle der Aussagepsychologie seit 
der Leitentscheidung des BGH (BGHSt 
45, 164) referieren und kann bewerten, 
welche Konsequenzen die neue Rechts-
lage im Sexualstrafrecht für die Arbeit 
der Aussagepsychologie hat.

• Rechtsanwalt Prof. Dr. Helmut  
Pollähne - Strafverteidiger und Hono-
rarprofessor an der Universität Bremen 
sowie Redakteur des Strafverteidiger. 
Er wird aus der Sicht des Strafverteidi-
gers und Kriminologen den Blick aus 
der Praxis auf die aufgeworfenen Frage-
stellungen werfen. Welche Konsequen-
zen muss die Strafverteidigung aus den 
sich veränderten Rahmenbedingungen 
ziehen?

• Prof. Dr. Tobias Singelnstein - Lehr-
stuhl für Kriminologie der Ruhr-Univer-
sität Bochum. Er hat vielfach zum Thema 
›staatliches Handeln in Zeiten der Sicher-
heitsgesellschaft‹ sowie zum ›Einfluss des 
Zeitgeistes auf die Rechtsanwendung‹ 
veröffentlicht. Er wird die Schnittstellen 
zwischen gesamtgesellschaftlichen Ver-
änderungen und Rechtswirklichkeit in 
seinem Vortrag beleuchten.

Moderation: 
Rechtsanwalt Arne Timmermann, 
Hamburg



sechs 
Strafverteidigung von 
Rechtsextremisten?
Seit der sog. Flüchtlingswelle 2015 ist 
in Sachsen wie auch in vielen anderen 
Bundesländern ein erheblicher Anstieg 
von Straftaten mit rechtsextremem Hin-
tergrund zu verzeichnen. Aber schon 
davor waren v.a. in den östlichen Bun-
desländern erhebliche rechtsextreme 
Strömungen festzustellen.

Häufig werden neben der Verfolgung 
von Einzeltätern mehr oder weniger 
organisierte Personengruppen ins 
Visier der Strafverfolgungsbehörden 
genommen. Beispiele wie die ›Grup-
pe-Freital‹, FKD, OSS, NSU usw. gibt 
es zur Genüge. Auch Strafverteidi-
ger*innen sind in zunehmendem Maße 
mit solchen Verfahren konfrontiert.

Die AG soll sich über die Verteidi-
gung in solchen Verfahren Gedanken 
machen. Hierzu gehört, über die 
Ursachen des Rechtsextremismus 
nachzudenken, der in Teilen der Be-
völkerung verharmlost, wenn nicht 
sogar gutgeheißen wird. Strafver-
teidiger*innen aus Sachsen leben 
in einer Pegida-Gegend mit einem 
AfD-Stimmenanteil von deutlich über 
20 Prozent. Ausgeprägte Demokratie-
feindlichkeit und Misstrauen gegen 
Politik und Justiz sind weit verbreitet. 
Dazu kommt ein Gebräu aus Rassis-
mus, Islamfeindlichkeit, Bildungs-
ferne und Zukunftsangst. Begünstigt 
ein solches gesellschaftliches Klima 
rechtsextreme Gewalt und Straftaten?

Es soll eine Zustandsbeschreibung 
erfolgen, insbesondere durch die ein-
geladenen Journalist*innen: 

- Mit welchem Gefährdungspotential 
hat man zu tun? 

- Hilft man als engagierte/r Strafver-
teidiger*in am Ende den Rechts-
extremen durch engagierte Vertei-
digung?

- Ist Strafrecht ein taugliches Mit-
tel zur Abwehr/Eindämmung des 
Rechtsextremismus?

- Welchen Einfluss nimmt die AfD, die 
in nahezu allen Parlamenten ver-
treten ist?

Ein geschichtlicher Abriss des 
Rechtsextremismus in Deutschland 
soll erfolgen.

Wollen wir die Verteidigung in sol-
chen Verfahren sog. Szeneanwälten 
überlassen, die es ja auf der linken 
Seite auch geben soll? Kann, darf oder 
muss ich als ›linker‹ Verteidiger Man-
danten aus dieser Szene vertreten?

Sind Justiz & Polizei auf dem rechten 
Auge sehschwach oder gar blind?
Eine Arbeitsgruppe, die eine realis-
tische Zustandsbeschreibung ent-
wickeln soll, Lösungen bleiben wahr-
scheinlich ein Wunschtraum.

Referent*innen:

• Rechtsanwalt Rolf Franek, Dresden 
(Verteidiger u.a. im ›Gruppe-Freital‹-Ver-
fahren)

• OStA Dr. Jörn Hauschild, OStA beim 
BGH (GBA Karlsruhe), u.a. Anklagever-
treter im ›Gruppe-Freital‹- und OSS-Ver-
fahren

• Daniel Köhler, German Institute on 
Radicalization an De-radicalization 
Studies (GIRDS) (angefragt)

• Matthias Meisner, Journalist beim Ta-
gesspiegel, Mitherausgeber des Buches 
›Unter Sachsen‹ (angefragt)

• Prof. Dr. Fabian Virchow, Hochschule 
Düsseldorf, Fachbereich Sozial- & Kultur- 
wissenschaften 

Moderation: 
Rechtsanwalt Alexander Hübner, 
Dresden



sieben 
Datenschutz im  
Strafverfahren
Vor nunmehr 35 Jahren hat das 
Bundesverfassungsgericht mit dem 
›Volkszählungsurteil‹ (BVerfG 65, 1ff, 
41ff) aus Art 2 Abs. 1 i.V.m. Art 1 Abs. 
1 GG das Grundrecht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung abgeleitet 
und damit den Datenschutz auf eine 
verfassungsrechtliche Basis gestellt. 
Es ist seither ganz allgemein aner-
kannt, dass das hoheitliche Sammeln 
von personenbezogenen Daten immer 
einer gesetzlichen Grundlage bedarf, 
die einem überwiegenden Allgemein-
interesse dienen und insbesondere 
dem Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit genügen muss. Wird die in der 
Eingriffsbefugnis speziell festgelegte 
Zwecksetzung bei der Verwendung/
Übermittlung der Daten an andere 
Stellen überschritten, so bedarf diese 
Zweckentfremdung zur Verwertung 
einer weiteren spezifischen Rechts-
grundlage. Ferner ist anerkannt, dass 
die private Lebensgestaltung in ihrem 
Kernbereich der öffentlichen Gewalt 
schlechthin entzogen ist, also auch 
im Strafprozess schlechthin »unan-
tastbar« ist.

Soweit die graue Theorie. In der 
Praxis sieht der Datenschutz im 
Strafprozess in Zeiten des ›War on 
Drugs, Terror and Organized Crime‹ 
aber anders aus. Gegenüber der von 
Polizei, Innenpolitikern und Straf-
kammertagen geforderten Steigerung 
der Effizienz der Verbrechensbe-
kämpfung im Strafverfahren kommt 

das in Sonntagsreden gern beschwo-
rene Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung regelmäßig zu 
kurz. Um der Polizei Zugriff auf vor 
allem digital gespeicherte oder über-
mittelte Daten zu verschaffen, hat der 
Gesetzgeber in den letzten 30 Jahren 
eine Unzahl von Eingriffsbefugnissen 
erlassen, deren Tatbestandsvoraus-
setzungen die nach dem Volks-
zählungsurteil gebotene Abwägung 
mit dem ›Datenschutzgrundrecht‹ 
regelmäßig vermissen oder zu dessen 
Lasten ausfallen lassen, zuletzt bei 
der im Handstreich vom Gesetzgeber 
durchgepeitschten Einführung von 
Quellen-TKÜ/Online-Durchsuchung 
in die StPO.

Auch der ›nemo tenetur‹ Grundsatz 
ist Ausprägung des Grundrechts auf 
informationelle Selbstbestimmung. 
Auskunfts- und Herausgabepflichten, 
zum Beispiel in der ZPO, Fahrerlaub-
nisverordnung, Insolvenzordnung 
und der Abgabenordnung zwingen 
den Betroffenen gleichwohl zur Preis-
gabe potentiell belastender Daten. 
Die wiederum dürfen trotz im Grund-
satz bestehender Verwendungs- und 
Verwertungsverbote (etwa in § 30 
AO, § 97 Abs. 1 S. 3 InsO) nach vom 
Gesetz vorgesehenen oder von der 
Rechtsprechung entwickelten Aus-
nahmeregeln zunehmend im Straf-
verfahren zu Lasten des Betroffenen 
verwertet werden.



Nicht zuletzt droht dem Daten-
schutz des vom Strafverfahren Be-
troffenen auch Ungemach durch die 
zunehmend aus Quellen der Polizei 
und Staatsanwaltschaften genährte 
identifizierende Verdachtsbericht-
erstattung, oft sogar noch Jahre nach 
dem Abschluss des Strafverfahrens. 
Das Argument des Datenschutzes ist 
Staatsanwaltschaften und Strafge-
richten aber wohlfeil, um das legitime 
Interesse des Verteidigers an der 
Einsicht in die von der Polizei nicht 
verschrifteten Teile von im Ermitt-
lungsverfahren erhobenen TK-Daten 
abzubügeln.

Eine Menge Gründe, dem Thema 
Datenschutz eine eigene AG zu 
widmen, die sich den Rechtsschutz-
möglichkeiten gegen die Datenkrake 
de lege lata und dem Datenschutz im 
Strafverfahren dienenden Reformvor-
schlägen widmen soll.

Referent*innen:

• Rechtsanwalt Dr. Lucas Brost, Köln 
- zu den Zulässigkeitsvoraussetzungen 
und zeitlichen Grenzen der identifizie-
renden Verdachtsberichterstattung in 
der Presse/in den Onlinemedien

• RiLG Dr. Ulf Buermeyer, Berlin

• Rechtsanwalt Dr. Tobias Rudolph, 
Nürnberg – zur Reichweite des Steuer-
geheimnisses im Strafverfahren

• StAin Susann Wettley, Berlin - zu Ak-
teneinsicht in Telekommunikationsdaten

• Prof. Dr. Mark A. Zoeller, Universität 
Trier - zu Grenzen der ›Zweckentfrem-
dung‹ von Daten aus anderen Verfah-
rensordnungen (angefragt)

Moderation: 
Rechtsanwalt Peter Syben, Köln 

bild: zhengzaishuru/istockphotos.com



acht
Pflichtverteidigerbestellung

Die EU-Mitgliedstaaten müssen bis 
zum 25. Mai 2019 die im Oktober 
2016 vom EU-Parlament und vom 
Europäischen Rat verabschiede-
te Richtlinie EU 2016/1919 ›über 
Prozesskostenhilfe für Verdächtige 
und beschuldigte Personen in 
Strafverfahren sowie für gesuchte 
Personen in Verfahren zur 
Vollstreckung eines Europäischen 
Haftbefehls‹ in nationales Recht um-
gesetzt haben. Die Umsetzung dieser 
Richtlinie macht die Neuregelung des 
deutschen Rechts zur Pflichtverteidi-
gerbestellung zwingend notwendig. 
Die Strafverteidigervereinigungen 
haben im Mai 2018 das Policy Paper 
›Neuordnung der Pflichtverteidiger-
bestellung‹ veröffentlicht, sich darin 
mit der Richtlinie auseinandergesetzt 
und Vorschläge zu deren Umsetzung 
formuliert. Als Stichworte seien ge-
nannt die frühzeitige Beiordnung, 
und zwar unverzüglich und spätes-
tens vor einer Befragung durch die 
Polizei oder eine andere Strafver-
folgungs- oder Justizbehörde, also 
die Einführung des ›Verteidigers der 
ersten Stunde‹ sowie insbesondere 
die Verlagerung der Auswahl des Ver-
teidigers – das Vorschlagsrecht! – von 
den Gerichten auf die Rechtsanwalts-
kammern.

Das BMJV hat zwischenzeitlich einen 
Referentenetwurf zur Sache vorge-
legt. Bis zum Strafverteidigertag wird 
das Gesetzgebungsverfahren weiter 
vorangeschritten sein oder sich gar 
im finalen Stadium befinden, sodass 
– neben dem Policy Paper – auch die 
Gesetzvorlagen der Bundesregierung 
und Stellungnahmen der jeweiligen 
Justizverbände vorliegen dürften, die 
im Rahmen der Arbeitsgruppe vorge-
stellt und inhaltlich diskutiert werden 
sollen.

Referenten:

•  Prof. Dr. Matthias Jahn, Johann 
Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt 
am Main und Richter am Oberlandes-
gericht Frankfurt/Main

•  Rechtsanwalt Lefter Kitlikoglu, 
Frankfurt/Main (Mitautor des Policy 
Papers der Strafverteidigervereinigun-
gen zur Neuregelung des Rechts der 
Pflichtverteidigerbeiordnung)

• OStA beim BGH Oliver Sabel, Leiter 
des Referats RB2 (Gerichtliches Straf-
verfahren) im Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz, Berlin

• Ulf Thiele, Amtsgericht Ahrensburg, 
Sprecher der Fachgruppe Strafrecht der 
Neuen Richtervereinigung

Moderation: 
Rechtsanwalt Tim Burkert, Hamburg 
(Mitautor des Policy Papers der Straf-
verteidigervereinigungen zur Neurege-
lung des Rechts der Pflichtverteidiger-
beiordnung)



information 
Anmeldung & DSGVO
Mit Inkrafttreten der DSGVO sind wir verpflichtet, Sie nicht nur über die im 
Zusammenhang mit der Anmeldung zum Strafverteidigertag von uns gesam-
melten personenbezogenen Daten zu informieren, sondern auch Ihr Einver-
ständnis für diese Verwendung einzuholen. Bitte beachten Sie, dass eine 
Anmeldung nur dann vollständig ist, wenn Sie Ihr Einverständnis durch 
ankreuzen oder abhaken des entsprechenden Kästchens und Unterschrift 
erklären.  

Zur Anmeldung können Sie das Anmeldeformular auf der Rückseite des Pro-
grammheftes verwenden. Die Anmeldung lässt sich entlang der Perforation 
heraustrennen und als Postkarte verwenden. Alternativ können Sie sich online 
anmelden unter www.strafverteidigertag.de (siehe auch QR-Code auf der 
inneren Umschlagseite). 

Angemeldete Teilnehmer*innen erhalten außerdem im Vorfeld der Tagung ein 
Materialheft mit Beiträgen zu den Arbeitsgruppen der Tagung. Im Nachgang 
der Tagung erhalten alle angemeldeten Teilnehmer*innen einen Ergebnisband 
mit den Referaten und Ergebnissen der Tagung per Post zugesandt (i.d.R. im 
Oktober/November). 

Teilnahmebeitrag
300,- € (252,10 € zzgl. 19 % U-St. i.H.v. 47,90 €) für Mitglieder der  

         Strafverteidigervereinigungen*
450,- € (378,15 € zzgl. 19 % U-St. i.H.v. 71,85 €) für Nichtmitglieder 
200,- € (168,07 € zzgl. 19 % U-St. i.H.v. 31,93 €) Zulassung bis 3 Jahre 
100,- € (84,03 € zzgl. 19 % U-St. i.H.v. 15,97 €) Referendar*innen/Studierende 

* Der Mitgliederpreis gilt für Mitglieder der als Veranstalter genannten Vereinigungen - Prüfung 
vorbehalten. Bitte beachten Sie, dass die Strafverteidigervereinigung Rheinland-Pfalz/Saarland nicht 
mehr Mitglied im Organisationsbüro der Strafverteidigervereinigungen und damit nicht Mitveranstal-
terin ist. Übernachtung und Verpflegung sind im Tagungsbeitrag nicht enthalten.

Der Teilnahmebeitrag wird mit der Anmeldung fällig. Sie erhalten nach erfolgter Anmel-
dung eine Anmeldebestätigung mit Rechnung (per Post), der Sie auch die entsprechen-
den Bankdaten zur Überweisung entnehmen können. 

Stornierung: Bei Stornierungen bereits erfolgter Anmeldungen bis einschließlich 1. 
März 2019 behalten wir eine Stornogebühr von 10 Prozent des Tagungsbeitrags ein; 
bei späteren Stornierungen werden 50 Prozent des Tagungsbeitrags einbehalten. Bitte 
haben Sie Verständnis dafür, dass wir bei kurzfristigen Abmeldungen (ab dem 17. März 
2019) keine Teilnahmegebühren erstatten. 

https://www.strafverteidigervereinigungen.org/Strafverteidigertage/anmeldung_strafverteidigertag.html


Fortbildungsnachweis 
Teilnehmer*innen des Strafverteidigertages haben die Möglichkeit, einen Fort-
bildungsnachweis nach § 15 FAO zu erhalten. Bescheinigt wird die Teilnahme 
am Eröffnungsvortrag (Freitagabend), einer Arbeitsgruppe (Samstag) sowie 
der Schlussdiskussion (Sonntag) [= 10 Stunden]. Ebenfalls wird die Teilnahme 
an den angebotenen Zusatzveranstaltungen entsprechend der Dauer beschei-
nigt (Aktuelles aus Europa, historischer Vortrag). Voraussetzung für die Er-
teilung eines Fortbildungszertifikats ist ein Eintrag in die vor Ort erhältlichen 
Teilnehmerlisten. Die Fortbildungsnachweise werden nicht vor Ort ausgege-
ben, sondern nach der Tagung per Post an alle angemeldeten Teilnehmer*in-
nen versandt. 

Bitte beachten Sie, dass wir zur Erfüllung unserer Nachweispflichten auch 
die Teilnahme an der Schlussdiskussion am Sonntag überprüfen müssen. 
Der Eintrag in die Teilnahmeliste ist am Sonntag vor Ort möglich.

Tagungsort
Der Strafverteidigertag findet im Marina Forum Regensburg statt [Johan-
na-Dachs-Str. 46, 93055 Regensburg] - Wegbeschreibung siehe QR-Code auf der 
Umschlaginnenseite. Einzelne Programmpunkte finden darüber hinaus im 
historischen Salzstadel im Stadtzentrum von Regensburg statt. Bitte beachten 
Sie hierzu die jeweiligen Hinweise im Programm. Am Samstag stellen wir je-
weils am Morgen und am Nachmittag Shuttlebusse bereit, die zwischen dem 
Stadtzentrum und dem Marina Forum verkehren. 

Unterkunft
Für Teilnehmer*innen des Strafverteidigertages steht ein umfangreiches Zim-
merkontingent aller Preisklassen in Regensburg zur Verfügung. Hierfür haben 
wir mit dem Hotel- und Gaststättenverein der Stadt besondere Konditionen 
vereinbart. Wir möchten Sie bitten, bei der Buchung Ihrer Unterkunft das 
Buchungsportal des Vereins zu verwenden, das Sie unter folgender Internet-
adresse abrufen können: https://tagen-in-regensburg.com/svt2019/ 
Bitte geben Sie bei Buchungen das LogIn »svt2019« an. 
Das Buchungsportal erreichen Sie auch über den QR-Code auf der inneren 
Umschlagseite.

https://www.marinaforum.de/ankommen/
https://tagen-in-regensburg.com/svt2019/ 


Zusatzveranstaltungen am Freitag
Die Initiative Bayerischer Strafverteidigerinnen und Strafverteidiger bietet in 
Ergänzung zum Programm des Strafverteidigertages am Freitag zwei zusätz-
liche Fortbildungsveranstaltungen an, die vor Beginn des Strafverteidigertages 
im Marinaforum stattfinden werden. Für die Teilnahme an einer der beiden 
Fortbildungen können fünf Fortbildungsstunden bescheinigt werden. 
Bitte beachten Sie: Diese Veranstaltungen sind  n i c h t  Teil des Strafver-
teidigertages und müssen bei der Initiative Bayerischer Strafverteidigerin-
nen und Strafverteidiger gesondert gebucht werden. 

1. Die DNA-Analyse aus Verteidigersicht
Die DNA-Analyse ist aus der heutigen Praxis der Strafrechtspflege nicht mehr 
wegzudenken. Die Komplexität der biotechnischen Materie führt im forensi-
schen Alltag jedoch zu praktischen Schwierigkeiten, so dass sich vor allem 
die Tatgerichte fast immer ›blind‹ auf die Ausführungen des Sachverständigen 
verlassen: Kritische Fragen zur Spurensicherung, zum Ablauf der Untersu-
chung und zu biostatistischen Berechnungen werden so gut wie nie gestellt, 
auch nicht von Verteidigerseite. Die Veranstaltung will Grundwissen zu den 
biologischen, technischen wie statistischen Bedingungen vermitteln und be-
fasst sich in diesem Zusammenhang mit den Fehlerquellen des Beweismittels 
›DNA-Analyse‹.    

Referent: Rechtsanwalt Prof. Dr. Ralf Neuhaus, Dortmund

2. Rhetorik & Kommunikationspsychologie in der 
Strafverteidigung
In der Strafverteidigung Stimme und Körpersprache souverän einsetzen, beim 
Plädoyer rhetorische Wirkbeschleuniger nutzen, in Vernehmungen Kommu-
nikationspsychologie anwenden. Praxisorientierter Vortrag & kollegialer Aus-
tausch

Die Teilnehmer*innenzahl ist auf 30 Personen begrenzt. 

Referent: Johannes Weber, Lehrkraft an der Fakultät für Rechtswissenschaft der 
Universität Regensburg & Kommunikationstrainer für Juristinnen und Juristen

Beide Veranstaltung finden von 9.00 bis 16.00 Uhr im Marina Forum Regens-
burg statt. Teilnahmebeitrag: 100,00 € für Mitglieder Strafverteidigervereini-
gungen / 150,00 € für Nichtmitglieder.

Verbindliche Anmeldung an: Bayerische Strafverteidigerinnen und 
Strafverteidiger e.V.  c/o Rechtsanwalt Nico Werning * Leopoldstraße 54 * 
80802 München * E-Mail: info@strafverteidiger-bayern.de
 



   
  

 organisationsbüro der
 strafverteidigervereinigungen
 fanny-zobel-str. 11 | 12435 berlin | 030 - 5770 1769  
 www.strafverteidigertag.de | info@strafverteidigertag.de  

Strafverteidiger*innen- 
Kino
Die Initiative Bayerischer Strafverteidi-
gerinnen und Strafverteidiger lädt ein 
zur Filmvorführung. Gezeigt wird das 
UFA-Kriminaldrama Voruntersuchung 
von 1931 (Regie: Robert Siodmak).

Das Drehbuch zum Film schrieb der 
Berliner Strafverteidiger Max Alsberg 
auf der Grundlage seines gleichnamigen 
Buches (1927). Der Film behandelt die 
Voruntersuchung in einem Mordfall und 
war während des Nationalsozialismus 
verboten.

Länge: 95 Minuten * Beginn: 20.00 Uhr
Ostentor Kino * Adolf-Schmetzer-Straße 5 
* 93055 Regensburg
 

Der Strafverteidigertag findet seit 1977 jährlich statt und wird ausgerichtet von folgenden  
Strafverteidigervereinigungen:

Vereinigung Baden-Württembergischer Strafverteidiger e.V. * Initiative Bayerischer Strafver-
teidigerinnen und Strafverteidiger e.V. * Vereinigung Berliner Strafverteidiger e.V. * Hamburger 
Arbeitsgemeinschaft für Strafverteidigerinnen und Strafverteidiger e.V. * Vereinigung Hessischer 
Strafverteidiger e.V. * Strafrechtsausschuss des Kölner Anwaltverein * Strafverteidigerinnen- und 
Strafverteidigerverein Mecklenburg-Vorpommern e.V. * Vereinigung Niedersächsischer und 
Bremer Strafverteidigerinnen und Strafverteidiger e.V. * Strafverteidigervereinigung NRW e.V. * 
Strafverteidigervereinigung Sachsen/Sachsen-Anhalt e.V. * Schleswig-Holsteinische Strafvertei-
digervereinigung e.V.
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1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung 
Verantwortlichen sowie des betrieblichen Datenschutz-
beauftragten
Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung 
durch:
Verantwortlicher: Organisationsbüro der Strafverteidigervereini-
gungen, Geschäftsführer: Thomas Uwer, Fanny-Zobel-Str. 11, 
D-12435 Berlin, Deutschland Email: info@strafverteidigertag.
de Telefon: +49 (0)30 – 57701769 

2. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten 
sowie Art und Zweck und deren Verwendung
Mit Ihrer Anmeldung zum Strafverteidigertag erheben wir fol-
gende Informationen:

1. 
- Anrede, Vorname, Nachname,
- eine gültige E-Mail-Adresse,
- Ihre postalische Anschrift
2. 
- Informationen über Ihre Mitgliedschaft bzw. Nichtmitglied-
schaft in einer der Strafverteidigervereinigungen bzw. dar-
über, ob Sie studieren oder sich im Referendariat befinden 
oder Ihre Zulassung zur Anwaltschaft nicht länger als zwei 
Jahre zurückliegt 

- Informationen über die von Ihnen gewünschte Arbeits-
gruppe

Die Erhebung dieser Daten erfolgt,
- um Sie als Teilnehmer*in des Strafverteidigertages identifi-

zieren zu können;
- um Ihnen Material zur Tagung zusenden zu können; 
- Ihnen die Ergebnisse der Tagung (Tagungsband) zuzusen-

den;
- zur Rechnungstellung und buchhalterischen Abrechnung 

der Tagung.
Nur wenn Sie dies wünschen, können diese Daten auch ver-
wandt werden, um 
- Sie auf den kommenden Strafverteidigertag; 
- oder auf rechtspolitische Initiativen der Strafverteidigervereini-

gungen (Policy Papers, Stellungnahmen, etc.) hinzuweisen;
- oder Ihnen die Mitgliederzeitung der Strafverteidigervereini-

gungen zukommen zu lassen. 

Sie haben die Möglichkeit, durch entsprechende Bestätigung 
auf dem Anmeldeformular zum Strafverteidigertag in die dies-
bezügliche Verwendung der Daten einzuwilligen. Diese Einwil-
ligung kann jederzeit widerrufen werden.  

Die Verarbeitung Ihrer Daten erfolgt auf Ihre Anmeldung hin 
und ist nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a & b DSGVO zu den 
genannten Zwecken für die angemessene Bearbeitung Ihrer 
Anmeldung und Teilnahme erforderlich.
Die von uns erhobenen personenbezogenen Daten werden 
bis zum Ablauf der steuerrechtlichen Aufbewahrungs- und Do-
kumentationspflichten aufbewahrt und im Anschluss gelöscht.

3. Weitergabe von Daten an Dritte

Eine Weitergabe Ihrer Daten an Dritte findet ausschließlich im 
Rahmen der technisch-organisatorischen Durchführung und 
Abwicklung der Veranstaltung statt:

- postalischer Versand durch einen Versanddienstleister; 
- buchhalterische bzw. steuerliche Bearbeitung durch ein 

Steuerbüro. 

Wir versichern Ihnen, dass uns jeweils Verpflichtungserklärun-
gen im Sinne der DSGVO von Seiten des jeweiligen Dienst-
leisters vorliegen.
Eine Weitergabe von Daten darüber hinaus findet nicht statt.

4. Betroffenenrechte

Sie haben das Recht:
- gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung 

jederzeit gegenüber uns zu widerrufen. Dies hat zur Folge, 
dass wir die Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung 
beruhte, für die Zukunft nicht mehr fortführen dürfen;

- gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbei-
teten personenbezogenen Daten zu verlangen. Insbeson-
dere können Sie Auskunft über die Verarbeitungszwecke, 
die Kategorie der personenbezogenen Daten, die Katego-
rien von Empfängern, gegenüber denen Ihre Daten offen-
gelegt wurden oder werden, die geplante Speicherdauer, 
das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung, 
Einschränkung der Verarbeitung oder Widerspruch, das Be-
stehen eines Beschwerderechts, die Herkunft ihrer Daten, 
sofern diese nicht bei uns erhoben wurden, sowie über das 
Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung ein-
schließlich Profiling und ggf. aussagekräftigen Informationen 
zu deren Einzelheiten verlangen;

- gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung un-
richtiger oder Vervollständigung Ihrer bei uns gespeicherten 
personenbezogenen Daten zu verlangen;

- gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespei-
cherten personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit 
nicht die Verarbeitung zur Ausübung des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung und Information, zur Erfüllung einer 
rechtlichen Verpflichtung, aus Gründen des öffentlichen 
Interesses oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Ver-
teidigung von Rechtsansprüchen erforderlich ist;

- gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung 
Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit die 
Richtigkeit der Daten von Ihnen bestritten wird, die Ver-
arbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber deren Löschung ab-
lehnen und wir die Daten nicht mehr benötigen, Sie jedoch 
diese zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung 
von Rechtsansprüchen benötigen oder Sie gemäß Art. 21 
DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt 
haben;

- gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die 
Sie uns bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängi-
gen und maschinenlesebaren Format zu erhalten oder die 
Übermittlung an einen anderen Verantwortlichen zu verlan-
gen und

- gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu 
beschweren. In der Regel können Sie sich hierfür an die 
Aufsichtsbehörde Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder Ar-
beitsplatzes oder unseres Kanzleisitzes wenden.

Hinweise zur Datenverarbeitung im Zusammenhang 
mit Ihrer Anmeldung zum Strafverteidigertag
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Ich habe die Hinweise zur Datenverarbeitung im Zusammenhang mit der 
Anmeldung zum Strafverteidigertag zur Kenntnis genommen und willige 
in die Nutzung ein.
Ich möchte auch auf den folgenden Strafverteidigertag hingewiesen 
werden. 

Ich möchte auch auf rechtspolitische Initiativen der Strafverteidigerver-
einigungen (Stellungnahmen, Policy Papers, etc.) hingewiesen werden.

Einwilligung in die Verwendung Ihrer Daten im Zusammen-
hang mit der Anmeldung zum 43. Strafverteidigertag 
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